
gewinnt. Dann ist ein persönlicher Kontakt sowohl in 
Wohnbezirks- als auch in Betriebsgruppen möglich.

4. E in w and : Die Betriebsgruppenkassierung könne 
deshalb nicht durchgeführt werden, weil sonst die Orts­
gruppen nicht lebensfähig blieben. Aktive Genossen fielen 
durch ihre Erfassung in der Betriebsgruppe für die prak­
tische Arbeit im Wohngebiet aus.

A n t w o r t :  Dieses Argument stimmt mit der Wirk­
lichkeit nicht überein. Tatsache ist, daß mehr als 2/з unserer 
Genossen in Wohnbezirksgruppen und nur Vs in Betriebs­
gruppen erfaßt sind. Man könnte also eher die Behauptung 
aufstellen, daß wir deswegen in den Betrieben nicht ge­
nügend verankert sind, weil ein großer Teil derjenigen 
Genossen, die nach dem Statut Betriebsgruppen angehören 
müßten, noch in den Wohnbezirksgruppen erfaßt sind. Im 
übrigen ist nach dem Statut (§ 9 Abs. 2) jeder Genosse, 
der einer Betriebsgruppe angehört, verpflichtet, auch an 
der Arbeit seiner Gruppe im Wohngebiet aktiv teilzu­
nehmen. Wenn weiter behauptet wird, daß sich im Wohn­
bezirk nur alte Gendssen, Rentner, Invaliden befinden, so 
stimmt auch das mit der Wirklichkeit nicht überein. Man 
sehe sich doch die Genossen .in unseren Wohnbezirks­
gruppen an! Es gibt da sehr viele, die nicht in Betriebs­
gruppen erfaßt werden können, weil die Betriebe, in denen 
sie arbeiten, zu klein sind: es gibt vor allem viele Haus­
frauen, die gleichfalls keiner Betriebsgruppe angehören 
können. Wir haben in letzter Zeit oft über die Notwendig­
keit der Verstärkung unserer Arbeit unter den Frauen und 
über die stärkere Heranziehung unserer Genossinnen zur 
politischen und praktischen Arbeit gesprochen. Man soll 
in den Wohnbezirksgruppen wirklich damit den Anfang 
machen!

5. E in u>and : Nach dem neuen Statut sollen die im 
Betrieb arbeitenden Parteimitglieder auch im Betrieb 
kassiert werden. Dadyrch gehe den Wohnbezirksgruppen 
der Anteil an Prozenten verloren. Die Genossen in der Orts­
gruppe könnten so ihren Verpflichtungen nicht nach- 
kommen.

A n t w o r t :  Im Parteistatut, § 22 "Abs. 2, heißt es: 
„Der Kreisvorstand entscheidet bei ungleichmäßigen Bei­
trägseinnahmen über die Verteilung an dabei benachteiligte 
Ortsgruppen unter Zugrundelegung der in den betreffenden 
Orten ansässigen Betriebsgruppenmitglieder. Bei dadurch 
entstehenden Überschneidungen haben die beteiligten Kreis­
vorstände eine Regelung zu treffen.“ Die Praxis zeigt —

einige Kreise zahlen bereits solche Ausgleichssummen an 
die unteren Organisationseinheiten —, daß das absolut 
möglich ist.

6. E in w and : Die letzten Monate, insbesondere der 
Volksentscheid in Sachsen, die Gemeinde- und Landtag s- 
wahlen, hätten doch bewiesen, daß das Schwergewicht unse­
rer politischen Arbeit im Wohngebiet liege. Aus diesem 
Grunde sei die Auffassung richtig, daß somit unsere organi­
satorische Grundlage im Wohngebiet liegen müsse und 
dementsprechend auch die .Mitglieder im Wohngebiet 
kàssiert werden müßten,

A n t w o r t :  Die Ergebnisse des Volksentscheids in 
Sachsen sowie der Gemeinde-, Kreis- und Landtagswahlen 
haben bewiesen, daß wir überall dort, wo unsere Partei 
nicht in den Betrieben verankert war, auch für unsere Par­
teil ungenügende Resultate erzielten. Daraus geht zunächst 
klar hervor, daß es falsch ist, anzunehmen, daß das Schwer­
gewicht der politischen Arbeit im Wohngebiet liegt. Die 
Geschichte der Arbeiterbewegung bestätigt diese Erfahrung. 
Wenn die deutsche Arbeiterschaft im Jahre 1933 über ein 
festes politisches Fundament in den Betrieben, vor allem 
in den Großbetrieben verfügt hätte, dann wäre Hitler nicht 
zur Macht gekommen; denn die Stärke der Arbeiterschaft 
liegt vor allem in den Betrieben.

Heute stehen wir vor der großen Aufgabe, ein neues 
Deutschland aufzubauen, in dem die Reaktion niemals 
wieder zur Herrschaft gelangen darf, in dem vielmehr das 
schaffende Volk die Geschichte bestimmt. Unsere großen 
Gegenwartsaufgaben, wie sie in unseren Grundsätzen und 
Zielen niedergelegt sind, bestehen in der Sicherung des 
Friedens, der Sicherung der Demokratie und des demo­
kratischen Neuaufbaues unserer Wirtschaft. Aber diese 
Aufgaben, sei es die Entmachtung der Kriegsverbrecher, 
sei es die Brechung der Macht der Konzerne und Trusts, 
sei es die Versorgung des schaffenden Volkes mit den not­
wendigen Bedarfsgütern an Lebensmitteln, Kleidung, Woh­
nung usw. — all diese Aufgaben hängen untrennbar mit 
dem Betrieb zusammen. Wir k ö n n e n  d i e s e  A u f ­
g a b e n  n i c h t  l ö s e n ,  w e n n  w i r  n i c h t  a l s  p o l i ­
t i s c h e  O r g a n i s a t i o n  i m  B e t r i e b  v e r a n k e r t  
s i n d .  Jeder Genosse, der diese große historische Aufgabe 
unserer Partei begriffen hat, wird deshalb auch einsehen, 
daß die B e t r i e b s g r u p p e n  a l s  G r u n d e i n h e i t  
d e r  P a r t e i  notwendig sind und damit auch die 
K a s s i e r u n g  i n  d e n  B e t r i e b s g r u p p e n .

Maria Reischmann-Dresden

Das ist demokratische Mitarbeit
Demokratische Selbstverwaltung in den Gemeinden heißt 

vor allem, daß die Einwohnerschaft zur Lösung lebens­
wichtiger Fragen der Gemeinde herangezogen werden muß. 
Nehmen wir z. B. die Reparatur von Schuhen der Schul­
kinder. Kann dieses Problem bei der heutigen Notlage von 
der Verwaltung allein gelöst werden? Sicher nicht. Hierzu 
ein kleines Beispiel.

Es war in Z., einer sächsischen Großstadt, die in der 
Erfüllung ihrer Produktionsaufgaben mit an erster Stelle 
steht. Wir w^aren auf der Durchfahrt und besuchten den 
Oberbürgermeister, einen wegen seiner Tüchtigkeit be­
kannten Genossen. Fast gleichzeitig mit uns betrat ein 
Vertreter der SMV mit seiner Dolmetscherin den Raum. 
Sehr energisch verlangte er, daß der Oberbürgermeister die 
Frage beantworte, wann denn die Reparatur der Schuhe 
von Schulkindern endlich in Gang käme. Der „Ober“ wollte 
ihn beruhigen: „Ich habe Ihnen doch schon vor drei Tagen 
gesagt, daß ich den Bericht darüber von meinem Dezer­
nenten angefordert habe. Sobald ich ihn habe, bekommen 
Sie Bescheid. An uns liegt’s nicht, denn wir haben kein

Material, vor allem keine Nägel.“ Und er rief die zufällig 
anwesenden Mitglieder der Stadtverwaltung als Zeugen an. 
Der SMV-Vertreter ließ aber nicht locker, und schließlich 
ging er nach der kategorischen Aufforderung: „Sehen Sie 
zu, wie, aber die Schuhe der Schulkinder müssen repariert 
werden.“

Nach seinem Weggang entspann sich unter den an­
wesenden Stadtvätern eine lebhafte Debatte. Und was 
stellte sich schließlich heraus? Es ergab sich, daß die not­
wendigen Materialien beschafft werden können — aller­
dings nur dann, wenn die Eltern und Handwerker mobili­
siert werden, d. h. wenn die Reparatur der Schuhe zu einer 
Sache aller Parteien gemacht wird. Daher w urde vereinbart, 
diese Angelegenheit sofort mit den Vertretern der beiden 
anderen Parteien und des Frauenausschusses zu besprechen, 
damit sich die ganze Bevölkerung von Z. dieser so lebens­
wichtigen Frage annimmt. Denn nur so werden wir sie 
daran gewöhnen, daß demokratische Selbstverwaltung be­
deutet, auch die V e r a n t w o r t u n g  für die Lösung der 
Schwierigkeiten g e m e i n s a m  zu tragen. L. Kühn


